
  

1. Nachtragssatzung der Stadt Menden (Sauerland)  
für das Haushaltsjahr 2020/2021 

- ENTWURF- 
 

 
Aufgrund des § 81 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. 
NRW. S. 916), hat der Rat der Stadt Menden (Sauerland) mit Beschluss vom 09.02.2021 folgende Nachtragssat-
zung zur Haushaltssatzung vom 19.11.2019 erlassen: 
 
 

§ 1 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan erfolgen für das Haushaltsjahr 2020 keine Änderungen. Für das Haushaltsjahr 
2021 werden 
 

  
die bisherigen 
festgesetzten 

Gesamtbeträge 
 

EUR 

 
erhöht 

um 
 
 

EUR 

 
vermindert 

um 
 
 

EUR 

und damit der 
Gesamtbetrag des 

Haushaltsplans ein-
schl. Nachträge fest-

gesetzt auf 
EUR 

Ergebnisplan     
Erträge 148.382.200 3.870.800 0 152.253.000 
Aufwendungen 147.200.100 3.058.100 0 150.258.200 
     
Finanzplan     
aus der laufenden 
Verwaltungstätig-
keit: 

    

Einzahlungen 143.255.500 0 573.700 142.681.800 
Auszahlungen 140.271.600 2.862.800 0 143.134.400  
     
aus der Investiti-
onstätigkeit: 

    

Einzahlungen 7.700.600 3.926.900 0 11.627.500 
Auszahlungen 13.729.200 6.553.400 0 20.282.600 
     
aus der Finanzie-
rungstätigkeit: 

    

Einzahlungen 6.034.400 2.626.500 0 8.660.900 
Auszahlungen 1.987.900 0 70.000 1.917.900 

 
  

§ 2 
 

Der bisher festgesetzte Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen für das Haushaltsjahr 2020 wird nicht geändert. 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für die Investitionen erforderlich ist, wird gegenüber der bisherigen 
Festsetzung für das Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 6.028.600 € um 2.626.500 € erhöht und damit auf 8.655.100 
€ festgesetzt. 
 
Der bisher festgesetzte Betrag der Kredite für den Kernhaushalt zwecks Weiterleitung an die städtische Gesell-
schaft Stadtwerke Menden GmbH für das Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 1.000.0000 € wird nicht geändert. Die 
Weiterleitung von Krediten für die städtischen Gesellschaften erfolgt zu marktüblichen Konditionen. Etwaige Zins-
aufschläge verbleiben im Kernhaushalt. 
 
 

§ 3 
 

Der bisherige festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird für das Haushaltsjahr 2020 nicht 
geändert. 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird gegenüber der bisherigen Festsetzung für das Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 
5.231.500 € um 2.429.700 € erhöht und damit auf 7.661.200 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfolgen. 
 



  

  

§ 5 
 

Der bisher festgesetzte Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung für das Haushaltsjahr 2021 in Höhe von 
100 Mio. € wird nicht geändert. 

 
 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze werden nicht geändert. 
 

 
§ 7  

 
Mit dem Beschluss des Stärkungsgesetzes NRW vom 8.12.2011 ist ein Haushaltssanierungsplan aufzustellen. Mit 
dem aktuellen Haushaltsanierungsplan wurde der Haushaltsausgleich zum Ende des Jahres 2016 erstmals wieder 
erreicht und ab 2017 sichergestellt. Die im Haushaltssanierungsplan enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen sind 
bei der Ausführung des Haushaltsplanes umzusetzen. 
 

§ 8 
 

1. Sofern im Stellenplan an einer Stelle im Beamten- oder Tarifbereich ein ku-Vermerk (künftig umzu-
wandeln) angebracht ist, muss im Falle der Neubesetzung der Stelle die neue Wertigkeit berücksich-
tigt und im nachfolgenden Stellenplan die Umwandlung der Stelle realisiert werden. 

 
2. Soweit im Stellenplan an einer Stelle im Beamten- oder Tarifbereich der Vermerk kw (künftig wegfal-

lend) angebracht ist, muss die Stelle nach dem Ausscheiden des Stelleninhabers wegfallen. 
 

3. Unterjährig dürfen Stellen im Beamten- und Tarifbereich gleichwertig mit Beschäftigten des jeweils 
anderen Bereichs besetzt werden. Die Anpassung und Ausweisung der Stellen muss im nachfolgen-
den Stellenplan erfolgen. 

 
 

§ 9 
 

1. Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung werden die Erträge und Aufwendungen gem. § 21 Abs. 1 
KomHVO NRW zu folgenden Budgets zusammengefasst: 

 
a) Personalbudget: Personal- und Versorgungsaufwendungen  
b) Bilanzielle Abschreibungen und Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 
c) Budget Interne Leistungsbeziehungen 
d) ISM-Budget: alle Aufwendungen an den Immobilien Service Menden (ISM) 
e) Budget je Produkt/Abrechnungsobjekt: die nicht von Buchstaben a) bis d) erfassten Erträge und 
Aufwendungen bilden je Produkt/Abrechnungsobjekt ein Budget. 

 
  Für Ein- und Auszahlungen für Investitionen erfolgt keine Budgetbildung. 
 

2. Je Budget sind die Summe der Erträge und die Summe der Aufwendungen für die Haushaltsausfüh-
rung verbindlich. 
 

3. Mehrerträge innerhalb eines Budgets berechtigen zu Mehraufwendungen für Zwecke des Budgets 
(unechte Deckungsfähigkeit gem. § 21 Abs. 2 KomHVO). Die Mehraufwendungen gelten nicht als 
überplanmäßige Aufwendungen. 
Unabhängig von der Bewirtschaftung des Budgets sind zweckgebundene Erträge und Einzahlungen 
zweckentsprechend zu verwenden. 
 

4. Die Bewirtschaftung des Budgets darf nicht zu einer Minderung des Saldos aus laufender Verwal-
tungstätigkeit führen  
(§ 21 Abs. 3 KomHVO). Die Inanspruchnahme von Budgets nach Abs. 2 ist nur zulässig, wenn das 
geplante Jahresergebnis nicht gefährdet ist und die Vorschriften des § 86 der GO NRW beachtet 
werden. 
 

5. Ist die Mitteldeckung im Budget nicht möglich, ist grundsätzlich die Deckungsfähigkeit auf Produkt-
gruppenebene oder auf Produktbereichsebene zu gewährleisten. Diese Mehraufwendungen gelten 
dann als über- bzw. außerplanmäßige Bereitstellungen. 
 
Für über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gelten darüber hinaus die Rege-
lungen des § 83 GO NRW und die Zuständigkeitsregelungen für die Leistung über- und außerplan-
mäßiger Aufwendungen und Auszahlungen in der jeweils gültigen Fassung. 

 
 



  

  

§ 10 
 

 
Die Haushaltssatzung ist unverzüglich durch eine Nachtragssatzung zu ändern, wenn 

 

a) sich zeigt, dass trotz Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit ein erheblicher Jahresfehlbetrag entste-
hen wird und der Haushaltsausgleich nur durch eine Änderung der Haushaltssatzung erreicht 
werden kann (§ 81 Abs. 2 Ziff. 1 a) GO NRW). Als erheblich gilt ein Jahresfehlbetrag, der 3 % 
der Gesamtaufwendungen des Ergebnisplanes übersteigt oder 

 

b) bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen oder Auszahlungen bei einzelnen 
Haushaltspositionen in Höhe von insgesamt mehr als 2 % der Gesamtaufwendungen oder Ge-
samtauszahlungen des Haushalts geleistet werden müssen (§ 81 Abs. 2 Ziff. 2 i. V. m. Abs. 3 
GO NRW) oder 

 
c) Auszahlungen für bisher nicht veranschlagte Investitionen von mehr als 750.000 € geleistet wer-

den müssen (§ 81 Abs. 2 Ziff. 3 i. V. m. Abs. 3 GO NRW). 

 
 Menden (Sauerland), den 17.12.2020 
 
 gez. Dr. Schröder 

Bürgermeister 
 
 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung  

des Entwurfs der 1. Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung 2020/2021  
für die Stadt Menden (Sauerland) 

 
Der vorstehende Entwurf der 1. Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung 2020/2021 mit ihren Anlagen 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Gem. § 80 Absatz 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), liegt der Entwurf der 1. Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung 
2020/2021 während der Dauer des Beratungsverfahren im Rat zur Einsichtnahme in der  
 
Stadtverwaltung Menden, Neumarkt 5, 58706 Menden, Abteilung Finanzverwaltung, Zimmer A 211, wäh-
rend der allgemeinen Öffnungszeiten (montags bis freitags 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr; donnerstags 14.30 Uhr 
bis 17.30 Uhr)  
 
öffentlich aus. 
 
Aufgrund der pandemiebedingten Besuchereinschränkung kann das Rathaus derzeit nur nach vorheriger 
telefonischer Terminvereinbarung aufgesucht werden. Für eine Vorsprache zur Einsichtnahme vereinba-
ren Sie bitte unter der Telefon-Nr. 02373/903-1430 einen Termin.  
 
Zusätzlich ist der Entwurf unter der Adresse www.menden.de im Internet abrufbar.  
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung können Einwohner oder Abgabepflichtige innerhalb der Zeit 
vom 14. Januar 2021 bis 08. Februar 2021 schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen bei der o.g. 
Auslegungsstelle erheben.  
 
Über erhobene Einwendungen beschließt der Rat der Stadt Menden (Sauerland) in öffentlicher Sitzung. 
 
Hinweis:  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gem. § 7 Abs. 6 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden  
 



  

  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Menden, 13.01.2021 
 
 
gez. Dr. Schröder 
Bürgermeister 

 


